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Der Direktor von Avenir Suisse, Peter Grünenfelder, ehemals
Staatsschreiber  im  Kanton  Aargau,  neuerdings
Regierungsratskandidat  im  Kanton  Zürich,  wirft  den
Gewerkschaften mangelndes, fragwürdiges Demokratieverständnis
und  dunkle  Machenschaften  (Dunkelkammer)  vor;  sie  würden
Reichtum  aus  Zwangsabgaben,  teilweise  finanziert  aus
Steuermitteln, generieren. Das ist Unsinn. Die Frage ist aber:
Wollen wir so eine Person als Regierungsrat im Kanton Zürich?
Wohl eher nein.
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Schon  der  Titel  ist  eine  Zumutung:  «Der  gewerkschaftliche
Augiasstall»  referenziert  im  Artikel  auf  die  Unia,  aber
letztlich  sind  alle  Verbände  gemeint,  die  sich  für  die
Arbeitnehmenden  einsetzen.  Sie  werden  dargestellt  als
dominiert  von  reichen,  raffgierigen
«Gewerkschaftsfunktionären», die sich allein deshalb gegen das
institutionelle  Rahmenabkommen  mit  der  EU  wehren,  um  sich
besser die eigenen Taschen füllen zu können. Es sei deshalb,
so  Grünenfelder,  «höchste  Zeit,  den  gewerkschaftlichen
Augiasstall auszumisten» (so seine Kolumne in der «Aargauer



Zeitung»).

Das sind grobe Worte. Ein Augiasstall ist ein Ort, der sich in
einem besonders verschmutzten und besonders vernachlässigten
Zustand  befindet,  wo  korrupte  Verhältnisse  und  Zustände
herrschen. Danke, Herr Grünenfelder, für diese Qualifikation
unserer Arbeit für die Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst.
Eigentlich wollen wir uns so etwas nicht anhören müssen.

 

«Bei uns werden auch keine Mitglieder zwangsweise zur Kasse
gebeten.»

Wir  sind  auch  nicht  in  «Bankgeheimnis-Manier»  tätig  (so
Grünenfelder) und wir wollen die Öffentlichkeit auch nicht
über den «angehäuften Reichtum» (so Grünenfelder) «im Dunkeln»
lassen.  Richtig,  auch  wir  haben  Gesamtarbeitsverträge
abgeschlossen.  Das  ist  aber  nicht  eine  «unerschöpflich
sprudelnde  Geldquelle»  (so  Grünenfelder),  sondern
hauptsächlich  mit  Aufwand  bei  der  engagierten  Aushandlung
dieser Bestimmungen verbunden. Geld verdienen wir daran nicht.

Zur  allgemeinen  Kenntnis:  Öffentliches  Personal  Schweiz
überlebt mit einem Mitgliederbeitrag von 13 Franken pro Jahr.
Wir sind eben keine sprudelnde Geldquelle, die über Millionen
verfügt.  Wir  sind  auch  kein  Saustall,  den  man  ausmisten
müsste. Wir erhalten auch kein Geld aus öffentlichen Mitteln,
finanziert von den Steuerzahlern. Wir erhalten unsere Mittel
von unseren Mitgliedern. Und diese sind freiwillig dabei und
sie sind auch nicht wohlhabend.

Bei uns werden auch keine «Mitglieder zwangsweise zur Kasse
gebeten», so die Worte von Grünenfelder. Wir sind auch keine
«Geldmaschine».  Und  es  ist  auch  nicht  so,  dass  die
Gewerkschaften das Rahmenabkommen mit der EU nur «offiziell»
mit dem Lohnschutz begründen, aber, so Grünenfelder wörtlich,
«in Tat und Wahrheit … den Verlust lukrativer Einnahmequellen



befürchten». Das heisst nichts anderes als: Die Gewerkschaften
lügen, und dies aus ganz niedrigen Motiven.

Man könnte über solche Publikationen ja noch hinwegsehen, wenn
es nicht der Direktor von Avenir Suisse wäre, der dies sagt –
da würde man dann doch eine etwas differenziertere Beurteilung
erwarten. Und wenn es nicht ein Mann wäre, der neuerdings im
Sinn hat, als Regierungsrat im Kanton Zürich der Arbeitgeber
von vielen unserer Kolleginnen und Kollegen zu werden. Wollen
wir das? Wollen wir einen Mann, der unsere Personalverbände
als Sauställe bezeichnet?

In unserem Verband wird die Hauptlast von freiwilliger Arbeit
getragen.  Die  gesamte  Geschäftsleitung  von  Öffentliches
Personal Schweiz ist im Ehrenamt tätig. Es sind oft ehemalige
Mitarbeitende im öffentlichen Dienst, die zum Teil nach der
Pensionierung  ihre  Arbeitskraft  kostenlos  zur  Verfügung
stellen. Es ist das Engagement in der Sache, das sie antreibt.
Sie leisten ein Pensum bis zu 20%, ohne dafür entschädigt zu
werden. Sie finden es deplatziert, als Saustall, geldgierige
Egoisten oder Ähnliches bezeichnet zu werden.

Jetzt  könnte  man  sagen,  mit  dem  Artikel  in  der  «Aargauer
Zeitung» sei nur die Unia gemeint. Aber die Gesamtdarstellung
fokussiert auf «die Gewerkschaften», nicht bloss auf die Unia.
Als  Direktor  einer  Denkfabrik  wäre  man  wohl  in  der  Lage
gewesen zu differenzieren. Das ist wohl mit Absicht nicht
geschehen.

Unsere  lokalen  Personalverbände,  teilweise  mit
Mitgliederzahlen von unter 30 Personen und mit Jahresbeiträgen
von 30 Franken, womit dann auch noch das jährliche Abendessen
an der Generalversammlung abgedeckt werden muss, engagieren
sich ehrenamtlich. Wenn die Kasse nicht stimmt, wird schon
einmal noch eigenes Geld beigesteuert. Bei der Auswahl des
Menüs wird auf den Preis geachtet. Wieso genau muss man uns
das Handwerk legen? Wieso genau sind wir eine Geldmaschine?



Und wieso genau ist es «allerhöchste Zeit», uns auszumisten?

Hinzu kommt: Darf eine Gewerkschaft nicht über gute Finanzen
verfügen?  Die  Koalitionsfähigkeit  einer  Gewerkschaft  setzt
genau dies voraus. Wer kein Geld hat, ist im Grundsatz auch
nicht  koalitionsfähig.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die
Arbeitgeber,  sei  es  nun  die  Privatwirtschaft  oder  die
öffentliche  Hand.

Letztere hat kein Problem, die notwendigen Mittel aus den
Steuereinnahmen  zu  generieren,  also  auch  aus  den
Steuereinnahmen  der  Mitarbeitenden,  gegen  die  das  Geld
eingesetzt wird.

Gut, so funktioniert das eben. Gut deshalb auch, dass die
öffentliche Hand in der Regel nicht die Auffassung vertritt,
unsere  Personalverbände  vor  Ort,  sei  es  nun  in  Glarus,
Romanshorn, Köniz, St. Moritz, Amriswil, Appenzell, Horgen,
Biel,  Richterswil,  Schaffhausen,  Schwyz,  Spiez,  Uri,
Winterthur  –  um  nur  einige  zu  nennen  –,  würden  sich
unrechtmässig bereichern und seien hart anzufassen, nein, die
öffentliche  Hand  als  Arbeitgeber  verhält  sich
grossmehrheitlich fair und anständig im Umgang mit uns.
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Die  öffentliche  Hand  schätzt  auch,  dass  sie  mit  unseren
lokalen Personalverbänden – das sind trotz des Begriffs schon
Gewerkschaften, wenn auch politisch neutrale – Ansprechpartner
haben, welche die Mitarbeitenden gut vertreten und mit denen
gemeinsame Lösungen gefunden werden können. Der Arbeitgeber
Staat respektiert unsere Verbände und anerkennt ihre Aufgabe,
für das Personal einzutreten und Gesprächspartner zu sein.

Dasselbe  hätten  wir  auch  von  Ihnen,  Herrn  Grünenfelder,
erwartet.  Wir  haben  nicht  erwartet,  dass  Sie  die
Gewerkschaften als Geheimbündler sehen, die Vermögen anhäufen
und sich politisch nur engagieren, um ihre Pfründe zu sichern
und nicht etwa wegen der Überzeugung, den Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern zu helfen.

Wenn Sie dies als Direktor von Avenir Suisse sagen, dann kann
man noch – allerdings nur mit einigem gutem Willen – sagen,
Sie würden hier eine Meinung vertreten, die Sie im Rahmen
Ihres  Auftrags  vertreten  können,  selbst  wenn  sie
undifferenziert  ist.  Aber  dann  sollte  man  sich  nicht
gleichzeitig als möglicher, künftiger Arbeitgeber im Kanton
Zürich positionieren. Das geht dann sicher gar nicht.
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